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Das "europäische Sozialmodell" als ein Pluspunkt für Europa ausgespielt?

Gegenwärtig befinden wir uns in einer paradoxen Situation. 

Die ganze Welt betrachtet das geeinte Europa als einen Erfolg und ist der Auffassung, dass es durch​aus ein europäisches Sozialmodell oder - genauer gesagt - ein europäisches Gesell​schaftsmodell gibt, das auf einer geregelten Marktwirtschaft, einem strukturierten und effizienten sozialen Dialog sowie auf einem Konsens hinsichtlich der Grundsätze der sozialen Solidarität, Gleichberechtigung und Frei​heit gegründet ist. 

Auf einer am 26. und 27. Juni 2006 gemeinsam vom EWSA und der Internationalen Arbeitsorganisa​tion veranstalteten Konferenz haben uns Gewerkschafter und Arbeitgeber aus Japan, den Philippinen, Uruguay, Argentinien und Marokko gesagt, dass dieses "europäische Sozialmodell" eine Quelle der Inspiration für sie sei, auch wenn sich dieses Modell in Anbetracht kultureller Unterschiede und ande​rer Gegebenheiten nicht eins zu eins übertragen lasse ... 

In Europa wird vielerorts in Frage gestellt, dass es überhaupt ein europäisches Sozialmodell gibt, wobei wieder und wieder auf die Unterschiede im sozialen System der nordischen Länder, der Mit​telmeerländer, der kontinentaleuropäischen Länder wie Deutschland und Frankreich oder aber der mittel- und osteuropäischen Länder, die nun vom kommunistischem Regime befreit sind, hingewiesen wird. 

Mancherorts wird auch die Auffassung vertreten, dass das "europäische Sozialmodell" bereits der Vergangenheit angehört, dass es Wachstum und Beschäftigung zunehmend bremst, es der Wettbe​werbsfähigkeit Europas im Wege steht und schlicht reformiert werden muss, um es einer immer rasche​ren Globalisierung anzupassen. 

Will man den Tatsachen ins Auge sehen, lassen sich vier Phänomene feststellen: 

Es gibt noch kein "europäisches Sozialmodell", sondern eine Dynamik der Annäherung, die auf gemeinsamen Wertvorstellungen gegründet ist. 

Die EU hat im sozialen Bereich nur wenige Zuständigkeiten (Gesundheit, Arbeitsschutz und Gleich​behandlung am Arbeitsplatz sowie alles, was der Mobilität der Arbeitnehmer in der Europäischen Union förderlich sein kann ...). Alles Übrige unterliegt der ausschließlichen Zuständigkeit der Mit​gliedstaaten (soziale Sicherheit, Rentensysteme, Familienzulagen, Umgang mit Arbeitslosigkeit und Ausgrenzung ...). 

Die Haushaltsmittel für den Sozialbereich hängen in ganz entscheidendem Umfang von der staat​lichen und lokalen Ebene ab. 

Die einzelstaatlichen Sozialsysteme sind zwar - ausgehend von den den Europäern gemeinsamen Wertvorstellungen - verschieden, doch stützen sie sich alle auf dieselben Grundsätze eines Sozial​staats, der den sozial Schwächsten hilft, und dem sozialen und zivilen Dialog einen prominenten Platz in der Gesellschaft einräumt. 

Der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt der Europäischen Union ist eines der in den Verträgen festgeschriebenen grundlegenden Ziele der Union. 

Im erweiterten Europa reichen das Einkommensniveau und der Lebensstandard in einigen Ländern bis zum Zehnfachen des Niveaus in anderen Ländern, was langfristig in sozialer und wirtschaftlicher Hinsicht angesichts der Risiken von Dumping, Standortverlagerungen usw. nicht vertretbar ist. 

Das europäische Sozialmodell drängt sich folglich als ein Unterfangen auf, das es in die Tat umzuset​zen gilt - als ein Bestreben, auf der Grundlage von Mindestnormen und konkreten Vorhaben die sozi​alen Gegebenheiten der Mitgliedstaaten so rasch wie möglich einander anzunähern. 

Um von den Europäern als eine Realität wahrgenommen werden zu können, muss das "euro​päische Sozialmodell" in konkreten Fortschritten Wirklichkeit werden: 

Selbst wenn man vom Bestehen eines sozialen Europas ausgeht, so ist dieses nicht sichtbar; dies gilt insbesondere in den sozial am weitesten fortgeschrittenen Ländern, wo die einzelstaatlichen Vor​schriften (Arbeitszeit, Elternurlaub ...) weit über die europäischen Mindestvorschriften hinausgehen. 

Wenn zum Beispiel in Ländern, in denen der Liberalismus vorherrscht, die europäisch vorgeschrie​bene Höchstarbeitszeit von 48 Stunden zwingend ist, so konnte sie während der Kampagne für das Referendum in Frankreich fälschlicherweise als Rückschritt präsentiert werden. 

Die EU könnte dem europäischen Sozialmodell durch Maßnahmen mehr Tragkraft verleihen, die zugleich sehr gut wahrnehmbar und sehr symbolisch sind, wie zum Beispiel: 

· eine europäische Karte "Vitale" mit Ansprüchen (Krankenversicherung, Renten, Fami​lienzulagen ...) für alle, die von der Arbeitnehmerfreizügigkeit Gebrauch machen, und die diesen die bisweilen demütigenden Formalitäten erspart;

· ein europäisches Mindesteinkommen (200 EUR monatlich), das jedes Jahr angehoben wird und das als Maßnahme gegen Sozialdumping sowie als Motivation für Länder mit den niedrigsten Einkommen dienen soll (derzeit beträgt das Mindesteinkommen in Bulga​rien 50 EUR; und mehr als die Hälfte der Einkommen wird nicht deklariert), um im sozi​alen Bereich zu investieren und für einen höheren Lebensstandard Sorge zu treffen;

· europäische Jugendprogramme: ein europäischer ziviler Freiwilligendienst, der 500.000 jungen Menschen - insbesondere den sozial schwächsten - im Jahr die Möglich​keit bietet, in gemeinnützigen Projekten zusammenzuarbeiten, sowie Eingliederungs- und Ausbildungsprogramme auf europäischer Ebene;

· ein europäisches Programm für die Gründung und Übertragung von "Unternehmen ohne Grenzen".

Das europäische Sozialmodell ist ein unerlässlicher Faktor für Zusammenhalt und Integration.

Heute haben die Europäer das Gefühl, dass lediglich die Märkte integriert sind. Es war wahrscheinlich ein Fehler, das soziale Europa zum Zeitpunkt des Vertrags von Maastricht nicht zu integrieren, obwohl die Einführung des Euro von der Bevölkerung positiv aufgenommen wurde. 

Der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt, gemäß den Verträgen vorrangiges Ziel der EU, ist heute lediglich für die ärmeren Länder von Nutzen.

Nur so ist der Erfolg der Beitrittsreferenden in den neuen Mitgliedstaaten und das Scheitern der Refe​renden in Frankreich und den Niederlanden zu verstehen. Was soll man heute den Wählerinnen und Wählern und Frankreich und den Niederlanden - insbesondere den sozial schwächsten - sagen, was Europa ihnen bringen kann? Sie sehen nur Gefahren für ihren Arbeitsplatz und ihren Lebensstandard. 

Allein ein wirtschaftlich und sozial kohärentes Vorhaben mit für alle sichtbaren Maßnahmen kann den Weg aufzeigen, wie ihr Vertrauen wiedergewonnen werden kann. 

Der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt muss zu einem Ziel und Vorhaben für alle europäi​schen Bürgerinnen und Bürger werden. 

"VOLLBESCHÄFTIGUNG" ist bereits ein Ziel der Lissabon-Strategie; über sie wird aber nicht gespro​chen und es wurde bislang keinerlei Maßnahme auf europäischer Ebene angekündigt. 

ES MÜSSEN QUANTITATIVE UND SCHRITTWEISE ZIELE GESTECKT WERDEN, UM bis 2012 WIEDER VOLLBESCHÄFTIGUNG ZU ERLANGEN.

Den Lissabon-Zielen muss eine weitere Vorgabe hinzugefügt werden: JÄHRLICHES WACHSTUM DES GESAMTEN BIP (3% für die Länder unter dem Unionsdurchschnitt und 5% für die darüber lie​genden).

Im europäischen Sozialmodell muss die Globalisierung berücksichtigt werden, um die Vorzüge Europas besser herauszustellen. 

Einige Sozialsysteme der Mitgliedstaaten, insbesondere das französische, haben eine ungünstige Ent​wicklung genommen und sind zu unflexibel geworden, um die Herausforderungen von heute zu bewältigen. Reformen sind erforderlich, doch ist es nicht sinnvoll, dass jeder Mitgliedstaat eine eigene Reform in Angriff nimmt. Länder wie Finnland, Österreich, Schweden oder Irland haben - jedes auf seine Weise - gezeigt, dass Sozialsysteme modernisiert werden können, ohne sie ihres Charakters zu berauben, dass mehr Sicherheit, mehr Flexibilität und Anpassungsfähigkeit geschaffen und dass vor​rangig in lebenslanges Lernen sowie in Innovation investiert werden kann. Es genügt nicht, dass man sich in der Union - wie es heute geschieht - mit dem Austausch von Erfahrungen begnügt. Die Union muss die Konvergenz der Reformen durch übereinstimmende funktionsfähige Rezepte sicherstellen. 

Europa lässt sich nicht gegen die übrige Welt aufbauen. 

Die rasche Entwicklung der Schwellenländer ist vor allem dann eine Chance, wenn die Union auf inter​nationaler Ebene solidarischer auftritt und aktiver ist. Es darf nicht gezögert werden, EUROPÄI​SCHE Spitzenleistungen und Projekte wie den AIRBUS A 380 oder ITER mitzutragen, auf Außen​märkten enger zusammenzuarbeiten und eine strategische Partnerschaft mit RUSSLAND einzugehen, um unsere Energieversorgung sicherzustellen. 

Parallel hierzu muss sich die Europäische Union aber uneingeschränkt mit der Internationalen Arbeits​organisation (ILO) zusammenschließen, um überall in der Welt menschenwürdige Arbeits​bedingungen zu fördern: Löhne, die ein menschenwürdiges Dasein ermöglichen, Gleichstellung von Frau und Mann sowie Kampf gegen die Kinderarbeit und unbezahlte Arbeit im Gefängnis. 

Bekanntlich werden diese Rechte in vielen Ländern heute mit Füßen getreten. Die Union kann nicht im Namen des Pragmatismus ihre Augen verschließen - denken wir nur an das kommunistische China. 

Die EU kann - wenn sie leistungsstark und solidarisch ist - China die erforderlichen Reformen aufer​legen, um aus dem Land einen - was Menschenwürde und Achtung der Menschenrechte betrifft - echten Wirtschafts- und Handelspartner zu machen. 

Mittels ihrer Programme für die Zusammenarbeit und ihrer Entwicklungshilfe kann die EU - gemein​sam mit der ILO - menschenwürdige Arbeitsbedingungen fördern und ihr Sozialmodell als Inspira​tionsquelle - insbesondere im Hinblick auf Integration und regionale Zusammenarbeit - noch besser zur Geltung bringen. 

Für Europa kann wieder viel Hoffnung aufkommen, wenn die Mitgliedstaaten einen "Fahrplan" auf dem Weg zu einem europäischen Sozialmodell annehmen, mit dem ein echter wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt vorangebracht werden kann und das auf internationaler Ebene als Musterbei​spiel dient. 

Ein sozialer Fahrplan mit Fristen, Verpflichtungen und konkreten Maßnahmen wird das Vertrauen wiederherstellen und dem Verfassungsvertrag, bei dem es sich in erster Linie um ein Instrument im Dienste eines Projekts handelt, den politischen Anstrich verpassen, der diesem fehlt. 

Warum sollte mit einem "Ziel 2012" Für ein europäisches Sozialmodell auf der Grundlage von Freiheit und Solidarität ... nicht versucht werden zu erreichen, was Jacques DELORS mit seinem Programm "ZIEL 1992" für den Binnenmarkt gelungen ist?

► Henri Malosse was the President of the EESC Section for Employment, Social Affairs and Citizenship at the time of the conference
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